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Die brutale Vorgehensweise
der Polizei bei den

Hausdurchsuchungen am
31. Märzsowie die

Abschiebung mehrerer
Personen nach Tunesien
lassen Zweifel daran
aufkommen, obin
Luxemburg die

Menschenrechtefür
alle gelten.

"Seien Sie froh, dass er nicht
mehr zuLandeist", meinteJean−
ClaudeJuncker bei mPressebrie-
fing vorigen Donnerstag über ei-
nen der beiden nach Tunesien
abgeschobenen Männer. Sie wa-
ren i m Rahmen der Hausdurch-
suchungen im "islamistischen
Milieu" festgenommen worden.
Der Premier fügte selbstzufrie-
den hinzu: "Frau und Kinder
wurden mit ausgewiesen. Es soll
niemand sagen, wir würden Fa-
milien auseinander reißen."
Doch warumdiese Personsoge-
fährlichseinsoll, das wurde bis-
her nicht belegt. Es heißt, siesei
Mitglied der verbotenenislamis-
tischen al−Nahda−Bewegung in
Tunesien und werde von der
dortigenPolizei gesucht.
Unter dem Deckmantel des

"Kampfes gegen den Terroris-
mus" gehe der tunesische Staat
noch härter gegen Menschen-
rechtler, Oppositionelle und po-
litische Gefangene vor, heißt es
i mAmnesty−Jahresbericht 2002.
Die Mitgliedschaft in einer vom
tunesischen Regime verbotenen
Organisation dürfte also für die
Luxemburger Justiz keinSchuld-
beweis sein− es sei denn, die Be-
amtInnenhabenal−Nahda mit al−
Kaidaverwechselt...

Ferienin Tunesien?
"Seine Ideen gefielen mir

nicht", soeine Person, die mehr-
mals mit ihmdiskutiert hat. "Er
hatte strenge Ansichten, was
das Zinsverbot und das Verhält-
nis zwischen den Geschlechtern
angeht." Aber das seien Diskus-
sionen über Moral gewesen,
nicht über Politik.
Unabhängig davon, ob der ab-

geschobene Mann zu al−Nahda
gehört und was seine Absichten
waren, macht die Ausweisung
keinen Sinn − wenn er eine Ge-
fahr für Luxemburg darstellt,
dann müsste dies vor Gericht
nachzuweisen sein. Doch in Tu-
nesien ist sein Leben in Gefahr,
die Abschiebungist ein Verstoß
gegen internationales Recht. In
einem ähnlich gelagerten Fall

versucht Amnesty International
derzeit, die Rückführung des al−
Nahda−Mitglieds Tarik Souid aus
demLibanonzuverhindern.
Zusätzlich wurden unbeteilig-

te Personen− dieFamilie undein
zweiter tunesischer Staatsbür-
ger− abgeschobenunddabei der
Gefahr von Misshandlungen und
Tod ausgesetzt. Informationen
über ihren Verbleib scheint es
bisher nicht zu geben. Ob des
Premiers Selbstzufriedenheit
auch noch anhält, wenn diese
Personen Opfer des tunesischen
Regimes werden?

Schlechter Fil m
I mZweifelsfall gegen die Ver-

dächtigen, das scheint auch das
Leitmotivdes Vorgehens bei der
Polizeirazzia in "islamistischen
Kreisen" gewesen zu sein, bei
der die beiden Tunesier festge-
nommenwordenwaren. DiePoli-
zei habe nicht gewusst, ob diese
Personen gewaltbereit oder so-
gar bewaffnet waren, so Polizei-
sprecher Vic Reuteri mTélécran.
Also habe man die eigenen Be-
amtenschützen wollen. Dass da-
bei Personen, gegen die straf-
rechtlich nichts vorliegt, physi-
sche und vor allem psychische
Schäden davontragen, scheint
normal zusein.
"Wir waren gerade aufgestan-

den, als sie kamen", erzählt Herr
D., einer der Betroffenen, gegen-
über der woxx. "Schwarzangezo-
gene Männer mit Gesichtsschutz
und Maschinenpistolen. Wir
dachten zuerst, es seien Bandi-
ten. Sie haben die Tür eingehau-
en, haben mich und meine Frau
zu Boden geworfen, uns mit Fü-
ßen getreten." Er fasst sich an
die schmerzende Brust. "Sie ha-
ben die Zi mmer durchwühlt und
alles mitgenommen, meinen PC
und sogar die Videokassetten
der Kinder." Die beiden Kinder
hätten mehrere Tage lang kaum
geredet und nur am Daumen
gelutscht.
VonähnlichenSymptomenbei

denKinderneiner anderenFami-
lie weißauch eine Erzieherin zu
berichten, die nicht namentlich
genannt werden möchte. Ihr sei-
endieElternnicht als besonders
fanatischaufgefallen. Die Mutter
habeihr Haar bedeckt gehalten,
dochandersals manchenicht−is-
lamischen Eltern hätten sie kei-
ne Sonderwünsche gehabt, kein
"die Kinder dürfen nicht dies
und nicht das". Sie erzählt auch,
dass bei einer der Familien ein
Chemie−Schulbuch beschlag-
nahmt wurde− wohl kaumeinIn-
diz für die Kompetenz der zu-
ständigen BeamtInnen.
Betroffen von den Hausdurch-

suchungen waren Personen aus
dem Umfeld der "Association
des musulmans duLuxembourg"
(AML), einer kleinenVereinigung
in Bonneweg. Er gehöre längst
nicht mehr zu dieser Gruppe,
versichert Herr D. Es habe Aus-
einandersetzungen gegeben
über religiöse Fragen. "Jemand
hat mir bei mBetenvorgeworfen,
meine Hosesei zulang. Das habe
der Prophet verboten." Diese
Leute, so D., würden den Islam

falschinterpretieren, und seiner
Religion Schaden zufügen. Aber
dasssieterroristischeIdeenver-
breiten würden, das glaube er
nicht.
Obwohl die Beziehungen zwi-

schender AMLunddem"Centre
culturel islamique" in Mamer
nicht die besten sind, erklärt
Franco Bertamé, Sekretär des
Mamer Zentrums gegenüber der
woxx: "Angesichts der Ergebnis-
se halten wir diese gewaltsame
Aktionfür übertrieben. Wir wün-
schen uns eine möglichst
schnelle Aufklärung der Affäre,
damit nicht ein diffuser Ver-
dachti mRaumstehenbleibt."

Extremisten?
Es gebe in Luxemburg, unter

anderembei der AML, Personen,
die sich strenger kleideten und
versuchten, ihr Leben genau
nachdemVorbilddes Propheten
zu führen, so Franco Bertamé.
Doch das sei eher eine morali-
sche Option als eine politische.
"Von Zeit zu Zeit habe ich auch
am Freitagsgebet in Bonneweg
teilgenommen, aus praktischen
Gründen. Dabei habe ich nur
ganz normale Predigten gehört,
nie einen Aufruf zum Dschihad
oder Ähnliches."
Alles in allemscheint es, als

ob die von der Hausdurchsu-
chung Betroffenen, wenigstens
die meisten, ungefährlich seien.
Die Informationen, die der
woxx vorliegen, lassen auf eine
Gruppe von religiösen Eiferern
schließen, die aber keine politi-
schen Ideen vertreten, ge-
schweige denn die Anwendung
von Gewalt.
Auch wenn mannicht mit die-

senLeuteneinverstandensei, so
müsse man ihnen gegenüber
dochdie Menschenrechtegelten
lassen, äußerten sich andere
Musli me i m Gespräch mit der
woxx. Insbesondere Gerüchte
über Polizisten, die Frauen das
Kopftuch heruntergerissen und
Hochschwangeren zu Boden ge-
treten hätten, sorgenfür Verbit-
terung und böses Blut in der is-
lamischen Gemeinschaft.
Es bleibt die Frage nach dem

Sinn einer Aktion, die einen ho-
hen menschlichen Preis fordert
für voraussichtlich magere Er-
gebnisse. Handelt es sich um
eine Fehleinschätzung, was die
Personen und ihre Gefährlich-
keit angeht? Genehmigten sich
die neuen Rambo−Einheiten der
Polizei eine Trainingseinheit auf
Kosten einer religiösen Minder-
heit? Oder war es, wie der "Jeu-
di" schreibt, ein politisches Sig-
nal an diese Personen? Die bru-
tale Vorgehensweise der Polizei
sei internationaler Standard, so
die Behörden. Sie mag Standard
seinin Polizeistaaten, wo politi-
sche Unterdrückung und Ein-
schüchterung zum Alltag gehö-
ren. Der Standardin Sachen De-
mokratie und Menschenrechte
sieht anders aus.

RaymondKlein

EisenbahnerInnen: Streikrückt näher
Am heuti gen Freitag treffen sich CFL−General direktion
und Verwaltungsrat sowie Gewerkschaften zu ei nem
Spitzengespräch, nachdem ein früheres Treffen zwi-
schen beiden Seiten erfolgl os verlaufen war. "Das wird
ei ne entschei dende Sitzung sei n", erklärte Romain
Schrei ner, Personalvertreter der CFL gegenüber der
woxx. Dann nämlich werde sich zeigen, "wie viel Kom-
promissbereitschaft das Paronat zeigt", oder ob es
doch zu ei nem unbefristeten Streik am 10. Mai kom-
men werde.
Stritti g zwischen Gewerkschaften und Patronat si nd
weiterhi n die Arbeitsbedi ngungen des Zugpersonals,
i nsbesondere die (Über−)Stundenregel ungen sowie die
Kriterien zur Beförderung. Die CFL−Direktion hatte ei n
i m Mai 2001 abgeschl ossenes Abkommen über neue
Arbeitsbedingungen ei nseiti g aufgekündigt. Die von der
CFL−Führung angestrebten Veränderungen der Beförde-
rungsbesti mmungen sollen ei nem Gutachten ei nes
Rechtsberaters der Eisenbahnergewerkschaft FNCTT-
FEL zufolge rechtswidri g sei n. Das Gutachten, das ne-
ben der Direkti on auch das Arbeitsministeri um und die
Gewerbei nspektion erhalten haben, wird ebenfalls − so
die Erwartung der FNCTTFEL − Gegenstand der morgi-
gen Unterredung sei n. Bisher habe man kei nerlei Reak-
ti on auf das Papier bekommen, sagte Schrei ner.

Luxemburg beteiligt an Rechtsbruch?
Luxemburg ist nicht i n die militärischen Operationen i m
Irak ei nbezogen. Dies schrieb Vertei di gungsminister
Charles Goerens i n sei ner Antwort auf die "question
parlementaire" von Serge Urbany (siehe woxx Nr. 686).
Der Parlamentarier von déi Lenk blei bt aber weiterhi n
skeptisch. Zum Beispiel i n Bezug auf die i n Luxemburg
registrierten Awacs−Fl ugzeuge der Nato, die derzeit i n
der Türkei operieren. Minister Goerens versicherte
zwar, dass sie i n kei nerlei Verbi ndung zu den Angriffen
auf den Irak stehen. Dies allei n reiche aber nicht aus,
um den rei n defensiven Charakter des Ei nsatzes zu be-
wahren, so Urbany i n ei ner schriftlichen Reakti on auf
Goerens' Antwort. Die Türkei sei durch die Gewährung
von Überfl ugrechten, sowie durch die Präsenz von
Truppen i m Nordirak, i n diesem Konflikt kei n neutraler
Staat mehr. Des Weiteren konnte Goerens nicht aus-
schließen, dass die Amerikaner die Nato−Agentur Nam-
sa i n Kapellen sowie die Depots der WSA( Warehouse
Service Agency) i n Bettembourg und Sanemzu logisti-
schen Zwecken i m Krieg gegen den Irak benutzen resp.
benutzt haben. Deshalb lautet die Schl ussfol gerung von
Serge Urbany: Auch wenn Luxemburg nicht zur "Koaliti-
on der Willi gen" gehöre, beteili ge es sich i ndirekt, durch
sei ne militärische Kooperation, am internationalen
Rechtsbruch, den die Aggressi on auf den Irak darstelle.

Irakischer Milliardär mit Luxemburg−Connection
Zufall oder Schicksal? Zeitgleich mit dem Erschei nen
der deutschen Übersetzung des Buches "Révélati on$"
unter dem Namen "Das Schweigen des Gel des" (Pendo
Verlag) ist Nadhmi Auchi i n London verhaftet worden.
I n dem Buch, das die Verwickl ungen der Fir ma
Clearstream beleuchtet, ist Nadhmi Auchi ei ner der
Hauptprotagonisten. Wegen sei ner mutmaßlichen Rolle
i m derzeit i n Paris geführten Elf−Bestechungsprozess
liegt gegen i hn ei n i nternationaler Haftbefehl vor. I nte-
ressant ist aber auch die Rolle, die der gebürti ge Iraker
und milliardenschwere Geschäftsmann Nadhmi Auchi
laut "Révélati on$" bei der Fi nanzierung von Saddam
Hussei ns Waffengeschäften i n den 80er Jahren gespielt
hat − als es noch schick war, mit dem Diktator befreun-
det zu sei n. I m Buch wird außerdem genüsslich darauf
hi ngewiesen, dass l uxemburgische Spitzenpolitiker wie
Santer und Poos ein herzliches Verhältnis zu Nadhmi
Auchi pflegten. Der englische "Guardian" weiß i n sei ner
Ausgabe vom 2. April Ähnliches über britische Polit−
Größen zu berichten: Zum Beispiel hänge i n sei nem Bü-
ro ei n Foto, das von 130 Parlamentariern aller Parteien
unterschrieben sei. Das erklärt möglicherweise auch,
warum Großbritannien den Haftbefehl zwei Jahre lang
nicht umsetzte.
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